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Frauen in öffentlichen Aemtern
Im Jahre 1907 — also vor 57 Jahren — wurde dem Art. 16 der

zürcherischen Kantonsverfassung ein Absatz 2 angefügt von folgendem
Wortlaut: ,,Die Gesetzgebung hat zu bestimmen, inwieweit bei der Be-

Setzung öffentlicher Aemter das Stimmrecht und die Wählbarkeit auch
Schweizer Bürgerinnen verliehen werden kann."

Das unlängst durch das Statistische Amt der Stadt Zürich veröffent-
lichte Werk von Dr. Emma Steiger „GescSzcMe aie/' Sranezzaz-Se// in
Zwnc&" bemerkt hierzu (S. 248): „Man wollte damit zwar einerseits den
Frauen ein Türlein in bestimmte Aemter öffnen, andererseits den Stimm-
berechtigten aber doch das Recht vorbehalten, bei jedem Gesetz zu ent-
scheiden, an welches Amt eine Frau zugelassen werden sollte."

Maxime.- Ts nimmi dae eine 7/a72<7 weg, was i7ie andere %zz geSezz
Serezi zs£/

Das erwähnte Werk — welches als offizielle Publikation der Stadt Zü-
rieh betrachtet werden muss — ist in der Interpretation von KV Art. 16

Abs. 2 ausserordentlich optimistisch und fortschrittlich. In diesem Sinn
steht geschrieben: „Da nirgends steht, was man unter einem Amt zu
verstehen habe, setzte sich nach und nach die Auffassung durch, dass
Art. 16 Abs. 2 der Kantonsverfassung nur für Behörden, wie z. B. die
dr«7e«p//ege;î und die ScSMp/Zegen oder Aemter wie die Gesc/worezze«
Ge/izzzzg habe, die Frauen aber ohne weiteres auch als Seaznie mzi se/S-

s£a7î<izge77z GescSà'/£sSrezs gewählt werden können." Die Verfasserin be-
ruft sich auf die Ratsverhandlungen vor Erlass von KV Art. 16 Abs. 2,

es sei damals nur von der Wählbarkeit zu eigentlichen Staatsorganen die
Rede gewesen. Sie zitiert ferner aus dem Standardwerk von Prof. Gia-
cometti „Das MaaGrecM 77er scSwezzerzscSezz Kazziozze" den Passus: „Die
Frauen sind dann vor allem als Sea7w£e wählbar. Ja, für die Wählbarkeit
als Beamte ist im allgemeinen das Aktivbürgerrecht nicht erforderlich."

Zur Interpretation von KV Art. 16 Abs. 2 befragt, hat die Dm-sMzozz

aies /?77zern zfes Kazziozîs ZzirzcS in einem sehr höflichen Schreiben die
optimistische Interpretation von KV Art. 16 Abs. 2 nicht bestätigt, wie
sie im Werk von Dr. Emma Steiger geschildert wird.

Die DzreMzozz <7es /zzzjerzz zzerzzezzzi z7ze Mög7zcS&ez7, EVazzezz a/s Se-
Sö?',i7e772zig/zez7e?" oSzze aws^n'zcMzcSe gesete/z'cSe Gz-zzzzal/age kzz Se-

rzz/ezz, zz7zt7 zzzzar azz/ a//ezî Ste/ezz t7<?s Kazz/cws, i7er Sezzz-Se wzza? <7er

Gezzzemzfezz.

Frauen sind nach dieser regierungsrätlichen Stellungnahme ansgescS/os-
sen als Beamte, die durch Volkswahl berufen werden, wie z. B. die Notare
und die Betreibungsbeamten. Schliesslich sei KV Art. 16 Abs. 2 auch
auf jene Beamten zu beziehen, die mindestens teilweise bestimmte, ihnen
durch die Gesetzgebung übertragene öffentlichrechtliche Aufgaben selb-
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ständig erfüllen. Auf Grund dieser Interpretation sind Frauen ausge-
schlössen z. B. als Staatsangestellte oder Zivilstandsbeamte.

Der èei'cèei^ene .Serezcè, zn zfem FVazzezz zwz 5izzaiyzfze?zi'i szzgeAzj'i'ezz
«nd, èe-rcèranèi z'icè zzzz/ z^ezz Are« „ö//e?zii/zc7?er Fzm&7zo«äre, iiz<?

nicöjf ibra/f ezgezzer g&îeto/z'cèer Aozzzpeieraz, sondern /ez^zg/ze/j ibra/7
De/egaiion zfey AwAm^aéen' ozfer ezner SeZzörzfe iäizg nzerzfezz ozfer
i'cWze.ç^Zzcô M&erTzawpi zzzzr zzacè iTeAzzzzg z/?rer Porge.reteien
ar&eziezz."

Von öffentlichen Aemtern im Sinn von KV Art. 16 Abs. 2 kann in diesen
Fällen nicht mehr gesprochen werden.

Stadt und Kanton geben regelmässig einen Etat heraus, d. h. ein
Verzeichnis ihrer Behörden, Beamten und Angestellten. Danach sind
Frauen wohl zahlreich vertreten in allen Büroberufen. Wie die regie-
rungsrätliche Interpretation von KV Art. 16 Abs. 2 dies erwarten lässt,
tritt die Frau in den höheren Aemtern von Kanton und Stadt Zürich
nicht stärker in Erscheinung als das Blümchen am männlichen Veston.
Wenn aber nach dem Etat des Kantons Zürich eine Direktorin dem
Strahlenbiologischen Institut vorsteht, eine Aerztin die Psychiatrische
Poliklinik leitet, nach dem Etat der Stadt Zürich eine „wissenschaftliche
Mitarbeiterin" mit der Leitung des Rietberg-Museums betraut ist, eine
Rektorin der Städtischen Töchterschule III (Frauenbildungsschule) vor-
steht, erhebt sich die Frage, ob diese an leitenden Stellen tätigen Frauen
nicht doch „mindestens teilweise bestimmte, ihnen durch die Gesetzge-
bung übertragene öffentlich-rechtlichen Aufgaben selbständig erfüllen."

Dze ezzge regzerzzngirà'i/zcèe /zzierpreiaiz'ozz zzon AL Ar£. 76 d.As\ 2

,rc7?em£ zfocè z;z emz'ge« zvenzgezz PrazeaJewz/a/Zezz zfzzrc/jèroc/rzezz xzz

jei«.

Bei Durchsicht der Etats von Kanton und Stadt Zürich ergibt sich,
dass die Akademikerinnen anderer Fakultäten sich bedeutend besser
stellen als die /zzriVznnew. Diese letzteren sind in gleicher Weise wie
ihre männlichen Kollegen ausgebildet und hinreichend geschult, im Staat
und namens des Staates zu handeln. In der Verwaltung von Stadt und
Kanton Zürich sind sie in wenigen Exemplaren vertreten und während
eines in Pflichterfüllung gelebten Lebens steigen sie nicht über die Stufe
der Sekretärin 1. Klasse hinaus. Sie haben in erster Linie unter der engen
Interpretation von KV Art. 16 Abs. 2 zu leiden und erscheinen tatsäch-
lieh, als ein von Amts wegen gedrückter Berufsstand. Voller Verwunde-
rung und Bewunderung schauen sie auf zu der Direktorin des Strahlen-
biologischen Institutes oder der Leiterin des Rietberg-Museums und stel-
len fest, dass

Frazzezz anderer Fa&zz/iäieu es zzzz 6'£aa£ 6ezfezz£ezzai zyezYerèrz/zgezz
aA zfze /wrAimnezz.

Dr. G. A. (aus der „Tat" vom 28. Okt. 64)
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